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Malaysias Bürger*innen zweiter Klasse 
 

 
Die malaysische Regierung bezeichnet Indigene aufgrund des von ihnen praktizierten Trockenreisanbau als „unzivilisiert“. © Annina Aeberli 

 

Malaysia: Rassistische Narrative legitimieren im malaysischen Bundesstaat Sarawak seit der 
Kolonialisierung massiven Landraub und die Marginalisierung der indigenen Bevölkerung. 
 
Die Diskriminierung von Indigenen ist im Bundesstaat Sarawak und auf nationaler Ebene in Malaysia 
auf verschiedenen Ebenen verankert, von der fehlenden Anerkennung für Gewohnheitsrechte über 
politische Marginalisierung bis zur Unterrepräsentation in Bildungsinstitutionen. Diese 
Diskriminierung wird mit rassistischen Narrativen legitimiert. Der fehlende Respekt für ihre 
Lebensweisen führt bei vielen Indigenen zu Misstrauen und Ablehnung gegenüber der lokalen sowie 
der nationalen Regierung. Die Entwertung und Diskriminierung der Indigenen lässt sich bis in die 
Kolonialzeit zurückverfolgen. 



 

Modernitäts-Narrativ legitimiert Landraub 
 
Im Leben vieler indigener Gruppen in Sarawak steht Reis im Mittelpunkt, genauer gesagt, Trockenreis, 
welchen sie historisch im Brandrodungsackerbau anpflanzen. Der Zyklus des Reisanbaus hat lange die 
landwirtschaftliche Arbeit wie auch das gesellschaftliche Leben und die Beziehung zum Land bestimmt. 
Die dominante Gesellschaft wertet diesen traditionellen Reisanbau als ‚minderwertig’ ab. Ein Zitat des 
langjährigen Regierungschefs und heutigen Gouverneurs von Sarawak, Abdul Taib Mahmud, zeigt dies 
beispielhaft: 
 
„Früher zogen die Menschen, die im Brandrodungsackerbau tätig waren, von einem Ort zum anderen, 
was in gewisser Weise eine verschwenderische Methode der Landbewirtschaftung war, denn nach 
einiger Zeit wurde die oberste Bodenschicht weggespült. Schließlich konnte auf dem Land nicht mehr 
viel wachsen, so dass es unbrauchbar wurde. Wenn Menschen wegen ihrem Land überempfindlich sind, 
sind sie in der alten Denkweise gefangen, nur kleine Parzellen […] Land zu bewirtschaften. Sie müssen 
sich von dieser Art des Denkens lösen und neue Wege einschlagen, um ihren Lebensunterhalt zu 
verdienen, sonst werden sie für immer in der Armut gefangen sein.“ (Ariffin and Nawie 2007, 243) 
 
Dieses rassistische Narrativ über ‚unzivilisierte’ Indigene, die ihr Land ‚unproduktiv’ brachliegen lassen, 
den Wald durch Brandrodungsackerbau zerstören und sich gegen Entwicklung und Modernität stellen, 
legitimiert seit der Kolonialisierung eine Politik der Landenteignung der Indigenen. Trockenreis war 
bereits den britischen Brookes, die Sarawak ab Mitte des 19. Jahrhunderts als Privatkolonie 
verwalteten, ein Dorn im Auge. Sie erließen Gesetze, um den Trockenreis zu Gunsten des Nassreises 
und anderen permanenten Kulturpflanzen zurückzudrängen. 1875 erließ James Brooke die Verfügung 
XVII: 
 
„In der Erwägung, dass es unter den Indigenen üblich ist, große Rodungen von altem Dschungel 
vorzunehmen und sie anschließend aufzugeben, ordne ich hiermit an, dass die Personen, die das Land 
gerodet haben, jeglichen Anspruch auf dieses Land verlieren, wenn in Zukunft eine solche Rodung 
vorgenommen wird und sie zulassen, dass das Land unbearbeitet bleibt.“ (Fong 2011, 245) 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Die indigene Bodennutzung durch Brandrodung für den Reisanbau wird als “unproduktiv” abgewertet. © Annina Aeberli 



Bereits zu dieser Zeit kam die abwertende Haltung gegenüber dem Brandrodungsackerbau zum 
Ausdruck – mit entsprechenden rechtlichen Bestimmungen. Unter der kurzen britischen Herrschaft trat 
1958 das bis heute gültige Landgesetz in Kraft. Es schrieb fest, dass Gewohnheitsrechte nur für Land, 
welches vor 1958 gerodet wurde, gelten. Damit wurde der bis dahin von den Indigenen praktizierte 
Wanderfeldbau unterbunden. 

Die Etablierung von neuen Rechten über Land durch die Rodung des Waldes gehört zum 
Gewohnheitsrecht. Weitere Ergänzungen am Gesetz über die folgenden Jahrzehnte haben die Rechte 
der indigenen Bevölkerung weiter beschnitten: So wurde beispielsweise die Beweislast den Indigenen 
aufgebürdet. Außerdem wurden die rechtlich anerkannten Methoden zur Landaneignung weiter 
eingegrenzt, sodass insbesondere die Penan als Nomad*innen ohne landwirtschaftliche Tradition in 
Bedrängnis kamen. 

Über 200 indigene Dörfer verklagten die Regierung von Sarawak bzw. Holz- und Plantagenfirmen über 
Jahrzehnte wegen illegaler Landnahme. Die Fälle, die teilweise bis heute offen sind, werden oft erst nach 
Jahrzehnten verhandelt, in welchen die Ressourcenausbeutung fortschreitet. Die Gerichte haben 
widersprüchliche Urteile gefällt: 2007 hat das Bundesgericht im Fall Madeli bin Salleh entschieden, dass 
indigene Gewohnheitsrechte auf Land grundsätzlich bestehen bleiben. 

Gerichtliche Instanzen bestätigten auch Gewohnheitsrechte auf Gemeindewald und Territorien. Das 
Bundesgericht kippte dies jedoch 2016: Gewohnheitsrechte werden nur auf landwirtschaftlich 
bewirtschaftetes Land anerkannt. 2017 entschied das Gericht außerdem, dass das Dorf Kampung Lebor 
zwar grundsätzlich Gewohnheitsrechte auf sein Land hätte, aber dass die Rechte einer Ölpalmenfirma 
aufgrund der Konzession höher zu gewichten seien als die Landrechte des Dorfes. Das Dorf hat also 
Anrecht auf eine Kompensation, aber nicht auf das Land. 

Die Rechte von Firmen aufgrund von Konzessionen stehen über den Gewohnheitsrechten der Indigenen auf ihr Land © Annina Aeberli 

https://www.theborneopost.com/2017/10/14/only-compensations-for-lebor-folk/


Als Reaktion auf diese widersprüchlichen Gerichtsentscheide traten 2018 Änderungen am Landgesetz 
in Kraft: Zwar wird neu – wie von vielen Indigenen gefordert – das gesamte Territorium, inklusive nicht 
bewirtschafteter Flächen, wie Gemeindewälder, anerkannt, aber nicht als Eigentum, sondern nur unter 
Nutzungsrechten. Es wird zudem nur eine kleine Fläche anerkannt, die meist nicht das gesamte 
Territorium einer indigenen Gemeinde abdeckt. Außerdem wurde gesetzlich verankert, dass die Rechte 
von Firmen aufgrund von Konzessionen über den Gewohnheitsrechten der Indigenen stehen. 

Viele Indigene sind sehr enttäuscht über die Gesetzesänderungen. Sie sehen ihre lange Präsenz in 
Sarawak in starkem Kontrast zur Politik des Bundesstaates. Roland Padan, ein Indigener aus der 
nördlichen Baram Region, drückt dies so aus: 

„Ich sehe nicht, dass die Regierung unsere Existenz respektiert. Ich kann nicht sagen, wann meine 
Urgroßeltern dieses Stück Land bebaut haben. Aber ich kann sagen, wann Malaysia gegründet wurde; 
ich kann sagen, wann die Briten Sarawak kolonisiert haben [lacht]. Dies zeigt, wie lange wir schon hier 
sind. “ (Aeberli 2020) 

 
Viele Indigene realisieren, dass die Gerichte nicht zwingend Gerechtigkeit sprechen, sondern die 
Interessen der politischen und wirtschaftlichen Elite durchsetzen, die auch die Gesetze schreibt. 
 

‚Unreine Indigene’: Fehlende Repräsentation 

Die Abwertung der indigenen Lebensweise setzt sich auch auf anderen Ebenen fort. Der Islam ist die 
Staatsreligion Malaysias, doch garantiert die Verfassung die freie Religionsausübung. In der Praxis ist 
es einfach, zum Islam zu konvertieren, aber so gut wie unmöglich, vom Islam in eine andere Religion 
überzutreten. Die meisten Indigenen gehören einer christlichen Konfession an, die in Sarawak während 
der Kolonialzeit durch Missionar*innen verbreitet wurde. Sie stören sich heute daran, dass Indigene, 
die bei der Heirat eines muslimischen Partners zum Islam konvertieren mussten, nach dessen Tod nicht 
zurück zum Christentum konvertieren dürfen und nicht christlich beerdigt werden können. Sarawak 
definiert sich als multikulturell und multireligiös, doch viele Indigene sehen dies durch die 
Regierungspolitik bedroht. Sie wehren sich generell gegen die islamische Missionierung aus 
Westmalaysia. 

In Malaysia sind knapp 70% der Bevölkerung muslimische Malai*nnen, in Sarawak beträgt ihre Zahl 
nur etwa ein Viertel. Die New Economic Policy der Regierung verankerte 1971 die Bevorzugung von 
Malai*innen im Gesetz. Sie führte dazu, dass der öffentliche Sektor heute fast ausschließlich aus 
Malai*innen besteht. An öffentlichen Universitäten gibt es hohe Quoten für Muslim*innen bzw. 
Malai*innen. In Sarawak, wo diese Gruppen eine Minderheit bilden, resultieren die hohen Quoten in 
einem faktischen Ausschluss von anderen Ethnien aus den höheren öffentlichen Bildungsinstitutionen. 
Viele Indigene müssen also auf private oder ausländische Institutionen ausweichen, wenn sie es sich 
leisten können. Roland Padan drückt es so aus: 

„Sie [Christen und Muslime] haben nicht die gleichen Rechte. […] Wenn wir uns also in den 
Regierungsbüros umsehen, wenn wir hier in Miri in eine beliebige Regierungsabteilung gehen, wie viele 
Dayak [Indigene] sehen Sie dort? Das heißt, Christ*innen. Und wie viele Muslim*innen? Das ist also der 
Punkt, an dem ich sehe, dass wir nicht die gleichen Rechte haben. 

Eigentlich gefällt mir der Slogan “Satu Malaysia” [Ein Malaysia]. Denn meine Interpretation von “Satu 
Malaysia” bedeutet, dass man die Menschen nicht nach Race, Religion oder ähnlichem kategorisieren 
muss. Also, sobald wir die Menschen in Malaysia nicht danach kategorisieren, denke ich, dass Malaysia 
ein gutes Land ist.“ (Aeberli 2020) 
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Die christlichen Kreuze in den Regenwalddörfern verdeutlichen, dass der Großteil der Indigenen in Sarawak christlich ist. Christliche Indigene 
erfahren aufgrund ihrer Religion regelmäßig Diskriminierungen. © Annina Aeberli 

Fehlende politische Repräsentation ist auch am Auswahlverfahren für die Dorfvorsteher*innen 
ersichtlich: Die indigenen Dörfer wählen zwar nach traditionellem oder selbst gewähltem Verfahren 
ihre Vorsteher*innen. Sind diese der Regierung aber nicht genehm, wird jemand anderes eingesetzt. 
Dorfvorstehende erhalten von der Regierung eine monatliche Entschädigung. Damit repräsentieren sie 
nicht das Dorf gegenüber der Regierung, sondern sind abhängig von der Regierung und vertreten 
entsprechend deren Interessen. 

Die Abwertung der mehrheitlich christlichen Indigenen findet auch subtil statt: Das Wildschwein ist bis 
heute ein wichtiger Bestandteil der indigenen Ernährung. Es wird am häufigsten von der Jagd nach 
Hause gebracht und ist für viele Indigene die beliebteste Beilage zum Reis. Die Jagd an sich hat einen 
zentralen Platz in indigenen Gruppen. Auch das domestizierte Schwein wird oft gegessen und hat bei 
einigen indigenen Gruppen zudem historisch als Opfergabe an Geister gedient. In der muslimischen 
Mehrheitsgesellschaft wird das Schwein jedoch als unrein angesehen und darf nicht gegessen werden. 
In staatlichen Schulen, selbst in indigenen Gebieten, gibt es entsprechend kein Schweinefleisch zu essen 
und den Kindern wird vermittelt, dass die Ernährung in ihren Familien unrein sei. Dies führt auch dazu, 
dass Indigene und Muslim*innen in verschiedene Restaurants gehen, wobei die Indigenen auch immer 
wieder in Halal-Restaurants essen, aber nicht umgekehrt. Viele ältere Indigene erinnern sich noch 
daran, dass das muslimische Essgebot früher weniger strikt befolgt wurde als heute und bedauern die 
heutige Segregation. 

Indigene erfahren täglich Diskriminierungen, legitimiert durch rassistische Narrative. Sie fühlen sich 
nicht respektiert und werden an der gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilnahme gehindert. 
Matthew Lenjau, ein älterer Indigener aus einem Dorf im Gebiet des Oberen Baram-Flusses wünscht 
sich: 

„Wir wollen doch nur, dass die Regierung uns respektiert.“ (Aeberli 2020) 



Nur wenn indigene Lebensweisen und Gewohnheitsrechte am Land anerkannt werden, wird es den 
Indigenen möglich sein, selbstbewusst als Bürger*innen am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und 
sich einzubringen. Sie wollen nicht länger Malaysias Bürger*innen zweiter Klasse sein. Respekt statt 
rassistischer Abwertung ist es, was sie verlangen. 
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